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VI .OESTERREICHISCHERSTAEDTETAG

Conerilichelaägpereentetdebentehtater.
rrichischenStädtebundes.)
BundesobmannBürgermeisterSeitzeröffnateum10Uhr

vormittagsdie TagungmitfolgenderBegrüssungsansprache:
GeehrterStädtetag! SehrgeehrteHerren!

ZumsechstenmaleseitBestanddesStädtebundesversammelnsichheute
die Vertreter der österreichischen Städte undGemeinden .DieseTagun¬
gengewinnenimmermehran BedeutungeDieMännerundFrauen ,die sichin
schwererZeit der Verwaltungder Städtewidmen ,habenkeinsZeit ,Kon¬
gressezubesuchen,dienichtderernstenArbeitdienen,Städtstagewur-¬
dendahernurdannveranstaltet,wennessichumgrosse,alleGemeinwesen
berührendeFragenhandelt.WennwirdieVerhandlungsgegenständederös-¬
terreichischenStädtetageseit 1887überprüfen ,sofindenwir ,dasses
immerhochwichtigeVerwaltungs-„Finanz -undOrganisationsproblemege-¬
wesensind ,dieingemeinsamerBeratungallerGemeindeverwalterogneUn¬
terschiedihrerParteizugehörigkeiteinerLösungzugeführtwordensind .sozialenFürsorgezuleitenhaben,fürihrSchaffenneueImpulsegebene

AuchdieheutigeTagungstehtimZeichenernsterAr¬
beiteDieEntwertungderKronehatdieGemeindenindenJahren1920bis
1922infurchtbareBedrängnisgebracht.DieaussergewöhnlichenVerhält-¬
nisseerfordertenaucheineaussergewöhnlichefinaszielle

zubringenhätten.GegendieseAbsichtenmüssendieschwerstenBedenken
erhobenwerden.DiegeehrtenHerrenwerdenheutezudieserlebenswichtigen
FragederösterreichischenStädteStellungnehmenundichkannnurwünsche
dassdieRegierungdieernstenBedenkenjenerFaktoren,dietäglichmitdenschwerenFinanzsorgenderihnenanvertrautenGemeindenzuringenha¬
ben ,vollwürdigtundnichtsunternimmt,wasunserenGemeinden,diedoch
dieKeimzellendesStaatessind,schadenkönnte.NebenderAbgabenteilungwirdderStädtegagauchnoch
dieschwierigeFragederGemeindeanleihenbehandeln.DieFragederGeld-¬
beschaffungistfürælleStädtegegenwärtigeinvielschwierigeresPro¬
blemalsfrüher .DaherwirdauchhierderEntscheidungdesStädtetages
einegrossePadeutungzukommen.SchliesslichwirdderunermüdlicheWohlfahrtsreferent

derStadtWien,StadtratProfessorDr.Tandler,dessenschöpferischerInitiae
tive derAufbauderderWohlfahrtseinrichtungendieserStadtzudanken
ist ,überdieAufgabenderkommunalenWohlfahrtspflegesprechen.Aufdie-¬
semGebiethabensichinfolgederfurchtbarenWirkungendeslangenKrieges
ungeahnteVeränderungenergeben.AlleStadtverwaltungenfühlennochheute
dieNachwirkungendesKriegesundsindbestrebt ,soweitdiesdieFinanzen
zulassen ,ihrensozialenFürsorgeapparatauvervollkommnen.Wasdieöster-¬
reichischenGemeindenaufdiesemGebietgeleistethaben,kannalsmuster-¬
giltigbezeichnetwerden,undwirdauchvonallenFremden,diezumStudium
dieserEinrichtungnachOesterreichkommen,anerkannt. DerheutigeVortrag
wirddenFrauenundMännern,dieindenGemeindendasgrosseWerkder

SowirdauchdieserStädtetageinBildernstenSchaf¬
fenszeigenIchbegrüssealleTeilnehmer,dievonferneundnahgekommen
sindgaufdasherzlichste.VondemBestrebengeleitet ,unsereganzeKraft
indenDienstdesVemeinwesenszustellen ,wollenwirandieArbeitge-

Legislative .EskamdasAbgabenteilungsgesetzzustande .DerGesetzentwurfhenIcherkläredenStädtetagfüreröffnet.
überdie Teilungder SteuernzwischenBund ,LändernundGemeinden,derim
Kahre1921vonder BundesregierungdemNationalrat vorgelegt wordenist ,
hatschondamalsnichtin allenseinenTeilendenWünschenderStädte-¬
vertreterentsprochen.DieVertreterdesStädtebundeshabendaherschon
beidererstenBeratungdiesesGesetzentwurfesimFinanzministeriumauf
diedrohendeKonfiskationderSteuerhoheitderGemeindenverwiesen.Seit
dieser Zeit tobt ein ununterbrochenerKampgumdie Abgabenteilung .Die
StädtewurdenihresZuschlagsrechtesberaubtundmüssendaherjedeNo¬
vellezumAbgabenteilungsgesetzgenauüberprüfen ,weilsie ihreFinan-¬

zenaufdasängstemitdiesemGesetzverknüpfthaben .DerBundhatdurd
dasFinanzverfassungs=undAbgabenteilungsgesetzfastdiegesamtenSteuør
erträgnissean sich gezogenunddie Gemeindensinddaherimwesentlichen
aufdiegesetzlichfestgelegtenSteuerertragsanteileangewiesen.Jede
SchmälerungdieserAnteilewürdebedeuten,dassdiegrossenAufgabender
Städte nicht erfüllt werdenkönnten ,dass Schulen ,Spitäler ,Versorgungs-¬
häuserundStrassenverwahrlosen. DieBundesregierunghatwiederholtver-¬
sucht ,denGemeindendieErtragsanteilezukürzenunderstimVorjahrmuss
tendieGemeindenundLändermehrals fünfhundertMilliardenKronenvon
ihrenAnteilendemBundüberlassen ,DassdieseSchmälerungderGemeinde-¬
finanzennichtnochhärterausgefallenist ,dankenwirdereinheitlichen
Arbeitderin denAusschüssendesStädtebundeswirkendenGemeindeverwal -¬
ter ,AuchheutewirddievonderRegierunggeplanteAenderungdesAbgaben-¬
teilungsgesetzeseinenbreitenRaumbeanspruchen.Nachwievorerklärt
dieBundesregierung ,dassdieAbgabenteilungsfragediewichtigstealler
zulösendenFragensei .EssollenalleSteuerverteilungsschlüsselge-¬
ändertwerdenundwiedersindesdieGemeinden,diefinanzielleOpfer

Ichhabemitzuteilen,dassderHerrBundespräsident
unsererTagungzuseinemlebhaftestenBedauernnichtbeiwohnenkann,weil
erdienstlichverhindertist .DerHerrBundespräsidentwirdheutebei
demzuEhrenderTagungvonderStadtWiengegebenenAbendessenorschei-¬

nen .
VomBundeskanzleramtnimmtHerrMinisterialratDr.Fröhlich,

vomFinanzministeriumHerrMinisterialratDr .PfaundlerundvomMinis¬
teriumfürsozialeVerwaltungHerrSektionsratFuchsanunserenBera¬
tungenteil .IchbegrüssedieHerrenaufdasherzlichste.

DerReutscheStädtetagin BerlinundderVereinfür
KommunalwirtschaftundKommunalpolitikinBerlinteilenmit ,dasssie
leidereineVertretungzuunsererTagungnichtentsendenkönnen,weilalleVorstandsmitgliederbeieinerStädteberatunginMannheimseinmüs¬
sen.BeideVereinigungenwünschenunseremStädtetageinengutenVerlauf,
undhoffen,beieinerspäterenGelegenheitdiebisherigengutenBeziey
hungenwiederpersönlichauffrischenzukönnen.WirgehennunindieVerhandlungenein .DieTagesordnung
liegtauf . EsgelangtderObmannderGeschäftsleitung,Vizebürgermeister
Emmerling,zumWort,derüberdieTätigkeitdesStädtebundesberichten

wird .



ZweiterBogen

Einleitung zu demBericht über den Städtetag .( Einzuschiebenzwi¬
schen demTitel und der Eröffnungsansprachs desBürgermeisters

Seitz ) .
HeutewormittagwurdeimSitzungssaaldesWienerGemeindera¬

tes der österreichssche Städtetag von BürgermeisterSeitzer¬
öffnst . AnderTagungnehmendie Vertretervon103dergrössten
österreichischenGemeindenteil .DerKongressgewinntbesonders

Bedeutungdadurch,dasser sicheingehendmitdervonder
Bundesregierunggeplanten Novellierungder Abgabenteilungbe¬
schäftigt ,mitder sich auchdie letzten Länderkonferenzenaus-¬
führlichbefassthaben,ohnedaßaberbisjetzteinErgebniser-¬
zielt werdenkennte .EinenweiterenwichtigenPunktderTagesordnung
bildet das Referat des Wohlfahrtsrefenentender GemeindeWienüher
kommunaleWohdfahrtspflege .Die wichtige Frage derKummunalanleihen
behandeltder Finanzreferentder StadtWien .Schließlichstehtnoch
eineReheandererfür die StäfteundGemeindenbedeutungsvoller
FragenaufderTagesordnung¬

VizebürgermeisterEmmerling:DerSerichtüberdieTäig-¬
keitdesStädtebundesumfassteinenZeitraumvon3Jahren .EsisteinschönesStückArbeitimInteressederGemeindengeleistetwor¬
den . DieArbeit des Städtebundes in dieser Versammlungausführlich

besprechenisteigentlichkaumnotwendig,weilsichdieseArbeitdoch
voraller OeffentlichkeitundimengstenEinvernehmenmitdenberu¬
fenenVertreternderStadtverwaltungenabspielt,Wirhabenauchimmer
ausführlichin unsererZeitschriftüberunsereTätigkeitberichtet
undder heutigenTagungliegt auchein umfengreichergedruckter
Berichtvor .Wirhabenin denletztendreiJahrenkeineHauptbver¬
sammlungeinberufen ,weil wir jede nicht unbedingt notwendigeBelas¬

tungderBemeindenvermeidenwolltenoEsgeschahdiesimEinvernehmen
mit demgrossenAusschuss ,der mit eeinen26Mitgliedernan undfür
sich schon ein grosse Körperschaft ist .Am28 .Februar dieses Jahres
hatderGrosseAusschusseinstimmiggeschlossen,fürheutedieHaupt¬
versammlungeinzubrufen ,umgegen die von der Regierunggeplanto
heuerlicheNovellierungdesAbgabenteilungsgesetzesStellungzu

nehmen .
weist

Der Referent dann auf die BemühungendesStädtebundes
In der Frage der Abgabenteilunghin .Die Geschäftsleitung undder

GrosseAusschusshabensich in 4 SitzungenmitdieserFragebeshäf
tigtundeswurdeauchöftersbeimBundeskanzlerundbeimFinanzmie
nisterinterveniert.DerStädtebundhatsichallenFragen,die
von Interesse für die Gemeindenwaren ,mit allem Nachdruckgewidmet .

DieGeschäffsleitunghat eine eigeneSitzungüber denAbbauderLe¬
bensmittelzuschüssegehalten .UeberdieGewährungvonweiterenBun¬
desdarlehenan die GemeindenwurdenimJahre1922eingehendeBera¬
tungen gepflogen Der Grosse Ausschuss nahm auch ausführlich zum

SanierungsppogarmmdesBundesregierungStellung.DieGeschäftsleitung
undderGrosseAusschusshabenanlässlichderEinführungderWaren¬
umsstzsteueralles versucht ,umeineBefreiungderGemeindebe¬
triebe vonder Warenumsatzsteuerzu erwürken .Als dieBundesre-¬
gierungdieGemeindenzurBezahlungeinesZuschusseszurArbeitslosen
unterstützungheranziehenwollte ,hatsieselbstmitdemStädtebund
Fühlunggenommenundes galengin langwierigenVerhandlungen,einen
gangbarenWegzufindeneImJahre1922wurdeinGrazeineKonferenz
der Vertreter der Landeshauptstädtemit mehrals 20 . 000Einwohnern,

abgehalten,dieeingehendüherdenEntwurfderBundesregierungüber
dieWohnungsanforderungunddieFragederWohnbausteuerberiet.

DerStädtebundwarauchjederzeitbestrebtgdieBeziehungen
zumAuslandauszubauen.SchonimJahre1921hatderStädtetag,einer
AnregungderMitgliedsgemeindeSalzburgfolgend,dieHerstellungeiner
innigenVerbindungmitdenreichsdeutschenStädtenbeschlossen.Diesen
BeschlusshabenwirindieTatumgesetzt.DerStädtebundundeinegros-¬
se ZahlvonMitgliedegemeindenhabensich ander "auptversammlungdes
ereinesfürKommunalwirtschaftundKommunalpolitik,dieam22 .Mai
1923inDresdenabgehaltenwordenist ,beteillgt.Wirgohörenauchder

digerschriftlicherFühlungstehen .Wennwirauchnieltalleugrechtte¬
ten Wünscheunserer Mitglieder restlos erfüllen konnten ,so habenwir

dochdas Gefühlunsere Pflicht getan zu haben(Beifall ) .
DerBerichtwurdeohneDebattezur Kenntnisgenommen.

BürgermeisterWolsegger,Klagenfurtübernimmthierauf
denVorsitz.

Bürgermeister-StellvertreterRückl( graz)erstattet
danneinausführlichesReferatüberdieneueAbgabenteilung .DerBericht
erstatterschildertdieVorgeschichtedesAbgabenteilungsgesetzes,die
wiederholtenAenderungen,die vonder Regierungvorgenommenwor-¬
densindunddenKampf,welchennamentlichdieGrossgemeindenZurAbwehr
derAngriffeaufdieGemeindefinanzengeführthabenAuchdasneueAt
gabenteilungsgesetz,dievierteNovellewilldenGemeindendenAnteil
an mehrerengemeinschaftlichanAbgabeninsbesonderean derEinkommen¬
steuer entziehen .DerGrosseAusschussdes DeutschösterreichischenStädte
bundes hat beschlossen gegen den neuerltdaan Versuch einer Schädigung

der Gemeindefinanzenenergischzu protestieren ,jede VerkürzungdesGeo
meindeertragsanteilesfür die Grossgemeindensei unmöglichundausserdem
eineVerbesserungdesDannebergschlüsseåbeiderGetränkesteuer,eine
AenderungderVerteilungsmethodebei derWarenumsatzsteuersowiedie
BeiziehungderStädtevertreterzudenVerhandlungenüberdieVorschläge
der Regierung seien unerlässlich .Die mechanische Zus wirkung derAbgaben¬

teilungbedeuteeinegrossePevorzugungderkleinstenGemeindenzumNach
teile dergrösseren .BeiderWarenumsatzsteuerwirktsichdersogenannte
Goldsteuerschlüsses,derbei derAufteilungzurAnwenlungkommt,für
die StädteandIndustrieortesehrungünstigaus .Dazukommtnoch ,dass
in der nächsten Zeit die Einnahmender græsenGemeindenungünstigbe¬
einflusstwerdendürften ,durchdie ErmässigungderErwerbssteuerund
der Körperschaftssteuer ,die bereits beschlossenwurdeunddurchdasGe¬
setz überdie Goldbilanzen ,dassin Beratungsteht ,wodurchsicherlich
der steuerpflichtige Reingewinnvermindertwerdendürfte .Gelegentlich

derBeratungenüberdieneueNovellezumAbgabenteilungsgesetzhaben
die VertreterderLänderundGemeindendie WiederkehrdesZuschlags¬
strichs oderUmlagensystemsgefordert .Hingegennimmtdie Regierungein
grundsetzlicheAenderungder Abgabenteilungnicht in Aussicht .Wasdie
VereinheitlichungderSteuernimallgemeinenbetrifft ,diedurchdieBe-¬
seitigung der Steuerhoheit der Länderund durch die Festsetzunggewisser
Höchstsetzeerreichtwerdensoll ,soist einesolcheeinheitlicheRege¬
lungnurdurcheineGesetzesänderung,die denEinflussderBundesregierung
stärkt ,möglich .DagegensprechenaberschwereBedenken,weilauchhier
wiederdeiSchablonisierungeintretenunddieAnpassungandieverschie-¬
denenVerhältnisseundBedürfnisseerschwertwürde .DerReferentbesprich
eingehenddie Deteils aus demletzten Regierungsentwurfundschliesst :
DieNeuregelungdurchdasFinanzverfassungs-undAbgabenteilungsgesetz
hat demBundeallenwichtigenSteuernin die Handgegeben .DenGemeinden
wurdendie Steuerautonomiefast zur Gänzeentzogenundesmussdaher
jeder Versucht ,denGrossgemeindenihre Ertragsanteilean dengemeinsamen



30Bogen.
Bundesabgabenschmälern,denstärkstenWiderstandauslösen.Zurpeinlichs-¬
lichsehen ,wiedieBundesregierung,dieørstvorkurzerZeit,umder

garunmöglich,aufEinnahmen,dieeineausserordentlichgrosseRolle
indenGemeindebudgetspielen,zuverzichten,weilauchdiebirherigen
SteuerertragsanteileunddiesonstigenEinnahmenderGrossgemeinden
nichtgenügen,auchnurdieallernotwendigstenGemeindebedürfnissezu

zu beschliessen ,der Bundesregierung noch einmal in aller Eindringlich -das geschilderte System darstellt ,durchzusetzen .

keitunserenProtestundunsereWarnungzuübermitteln.
DerReferentbeantragtfolgendeResolution:

lichenVerhandlungenüberdiebeabsichtigteAenderungdesAbgabentei-¬
lungsgesetzeswiederohneBeiziehungderLeitungdesDeutschösterrei-¬
chischenStädtebundesalsderBevollmächtigtenVertretungderöster-¬
reichischenGrossgemeindengeführtwerden.

Einspruchdagegen,dassdenGrossgemeindendieErtragsanteileanden
gemeinsamenBundesabgabengekürztwerden.Bemeindenmit1000undmehr
Einwohnernsindbereitsgezwungen,einenhöherorganisiertenVerwal-¬
tungsapparatzuunterhaltenunddieStatutar -undLandeshauptstädte
müssendurchdieFührungderGeschäftederpolitischenBehördönbeson¬
dereLastentragen.EineKürzungderAnteilederStädteistganzunmög-¬
lich ,siewürdeweilderzeitschonallegrösserenGemeindensichin
en .( Beifall )

. )DerStädtetagverlangt,dassdieAbgabenteilungzuguns-¬teierGrossgemeindenüberprüftwerdeDerkünstliche' erteilungsschlüsseldiebestfundierteGemeindeausserhalbOesterreichsnichtohneEr-¬
fürdie"arenumsatzsteuerunddieGetränkesteuerbedeutetinseinerheuti¬
genGestalteineschwereBenachteiligungderGrossgemeinden.DerStädtee
tagfordertdahereineVerbesserungdesqualifiziertenBevölkerungsschlüs-¬
selsfürdieGetränkesteuerundeinegerechtereVerteilungsmethodefürdie

Warenumsatzsteuer.

tesderGemeindendurchdasgeplanteAbgabenvereinheitlichungsgesetzund
dasgaplanteVetorechtderBundesregierunggerwahrungein .Erfordert,
dass,fallseinsolchesGesetzdennochgemachtwird,dieRealsteuerndarin
mitaufgenommenwerden,damitdienichtnochschlechterbehandeltwerden,
alsdieanderenGemeindesteuern.

. )DerStädtetagfordertdieRegterungaufdierückständigen
ErtragsanteiledenGemeindenehestensflüssigzustellenunddieBundes-¬
darlehenzustreichen.

dendenVerhandlungenGelegenheitgegebenwerde,überdieWünscheundübrigenBetriebezusammengenommenaberfünfMillionenKronen.Esmuss
ForderungenderGrossgemeinenmitderRegierungzuverhandeln.

schaftliche,sozialeundkulturelleBedeutungderGrossgemeindenundtriebebefinden,beigezogenwerden.
mahntsie ,dieInteressenderGrossgemeindennichtweiterzuübersehen,
seildergesicherteHaushaltderGrossgemeindeneineunerkässlicheVor¬
aussetzungderGesundungdesStaatesist .

DerVorsitzendeeröffnethieraufdieDebatte.

BürgermeisterPreis(Salzburg)wendetzichgegendasge-¬
tenUeberraschung,jaBestürzungmüssendieGrossgemeindennunneuer-genwärtigeSteuersystem,dessenUngerechtigkeitenüberausdrückendemp-¬

fundenwerdenVefleissigereinHandwerkerarbeitet,wennersicheinen
GeldnotdesStaatesabzuhelfen,dieErtragsanteilefür sdieGemeindenige-Sehilfenbeilegt ,ummehrSchaffenzukönnen,so wirder amSchlusse

kürzthat,neuerlichdarangehenundderGeldnotderLänderabzuhelfen.vonderSteuerbehördefürdiesenseinenFleissempfindlichgestraft.denWemeindenEinnahmenzu entziehen .Esidt denGrossgemeindenganzundEr schliessesich denAusführungendesVorrednersan,bringtaberfür
denKopfdieserEntschliessungeinenVorschlag.DasSteuersystemnach
der Bodenwertabgabeist in der Praxis nochnicht genugbekannt,stellt
aberdieeinzigegerechteAbgabedar .WirmüssenderHoffnungAusdruck

geben,dassmanzudieserUnveränderlichenBodenwertabgabe,dieRückkehr
decken .IchhalteesdaherfüreinePfltchtderheutehierversmmmeltenfindet ,DahermögeanderSpitzederResolutiondaraufverwiesenwerden
ertreterderStädte,MärkteundIndustrieorteinvollerEinmütigkeitdassesbishernichtgelungenist ,einegerechteAufteilung,wiesie

StadtratDr .JuliusFischer( St .Pölten)sprichtüber
denGoldsteuerschlüsselbeiderWarenumsatzsteuer.DieserSchlüssel

. )DerStädtetagdrücktdasBefremdenaus ,dassdieneuer -WurdeimvorigenJahresozusageninletzterStundegefasst .Unterden
grössenStädtenleidet besondersdie StadtSt .Pöltendarunten .Er
schilderthieraufeingehendanHandvonZahlendieLeistungennach
demneuenSchlüsselundnachdemfrüherenSystem,wobeieinWiderspruch
gegenüberdemBevölkerungsanteilSt .PöltensanNiederösterreich-¬

. )DerStädtetagerhebtgrundsetzlichundnachdrücklichstEandklarwird .DieBelastunggehtüberdieimVahre1913angewendere
bedeutendhinausundsteht in keinerleiVerhältnis zurBevölkerungsar
zahl der Stadt .HatdochSt .Pöltenvonder staatlichenErwerbsteuer
denviertenbis drittenTeilabgebenmüssenundnichtdenderBevöle
kerungszahlentsprechendenvierzigstenoderzehntenTeil ,wienachde

ErerinnertdannandieehemaligenWarenumsatzsteuer.staatlichenRealsteuern,dieGebäudesteuerunddieHauslastensteuer
undstellt fest ,dassdie beidenSteuernin St .PöltenohneZuschlagschwierigerFinanzlagebefinden ,eine unerträglicheSituationherbaifüh -mehrals die ErwerbsteuerundGrundsteuerzusammengenommenergeben.
DerSchaden ,der der Stadt St .Pöltenpro Jahr erwächst ,machtden
gewissansehnlichenBetragvonvierMilliardenKronenaus ,wasauch

schütterungertragenkönnte ,geschweigedenneineIndustriestadt
Oesterreichs.

VizebürgermeisterRussmann(Steyr)weistdaraufhin,
dassdiedogenanntenNotssandsgemeinden,wozuauchdieStadtSteyr
zuzählenist ,bishernichterwähntwordensind .DieehemaligeWaffen-¬

. )DerStädtetaglegtgegendieBeschränkungdesSteuerrechfabrik ,diejetzigeAutomobilfabrikbeschäftigtundernährtfast
dieganzeStadtvomerstenbiszumletztenMannoNunmehrstehtdie
Stadtdadurch ,dassdasUnternehmennicht wiebisherarbeitenkann,
amEndeihrerKräfte .Erbittet daher ,dasPlenummögeheutenochden
BeschlussfassendassdieVertreterderNotstandsgemeindenden
BeratungenderRegierungbeigezogenwerdensollen .

BürgermeisterSpelitz( Hainburg)betont,dassGemeinder
in denenBundesbetriebebestehen ,amschlechtestengestellt sind ,

dagrossenAuslagenminimaleEinnahmengegenüberstehen.Endlichmussauch
. )DerStädtetagerwartetvonderRegierung,dassdenVer-derBunddieFürsorgeabgabefürseineBetriebezahlen.Amdeutlichstentretern des DeutschösterreichischenStädtebundesnochvor den entschei -Fprechenfolgenie Zahlen :DerBundleistet monatlichfünfzig Millionen ,die

daherverangstwerden,dasszudenVerhandlungendesStädtebundesmit
. )DerStädtstagerinnertdieRegierungandiegrossewirt-defRegierungauchVertreterderGemeinden,indenensichBundesbe-



IV .Boge

BürgermeisterMuchitsch( Graz )Esdarfnichtlängergeduldetwerden,
dassüberdasSchicksalderemeindenentschiedenwird ,ohnedassdie
Leitung des Städtebundesund die Vertreter der grossenGemeinden
gehörtwerden.EinmalwirdeineSanierungdesBundesunddannwieder

eineSanierungderLänderaufKostenderGemeindendurchgeführt.Die
GemeindenkönnendannnatürlichihrensichtigensozialenVerpflich¬
tungennichtnachkommen.Wirhabenin GrazdurchdieersteNovellierung
desAbgabenteilungsgesetzeseinensehrbeträchtlichenAusfallanEin¬
nahmenerlitteneWirhabenschliesslichuntergrossenAnstrengunenim
Grazer Vemeinderatmit Zustimmungaller Parteien im vorigenJahre
eineSanierungdesGemeindehaushaltesdurchgeführt,dieüberdenHaufen
geworfenwürde ,wenndieneueNovelledesAbgabenteilungsgesetzesso
beschlossenwürde ,wiesie geplant ist . DieRegderungdarf
dieBedeutungderStädteundGemeindennichtausserachtlassenundsich
nichtleichtfertigübersiehinwegsetzen.NichtnurderStädtebund,sondern
auchdieParteiendesNationalratesmüssenderBundesregierungklar
machen ,dasssie mitdenGrossgameindenverhandelnundihre Wünschebe¬
rücksichtigenmuss .(Beifall).

VizebürgermeisterBauer(Eisenstadt ) :WirhabenimBurgenlandeinGe-¬
setz ,de einenGemeindeausglaüchsfondvorsieht .ZudiesemGemeindeaus-¬
gleichsfondhabendie emeinden30 %ihrer Ertragsanteileabzuliefern .
AusdiesemFondwerdendie Auslagenbestritten ,für die die anderenLänder
eigeneMittelhaben .BeiunsimBurgenlandliegendie Verhältnisseeben
andersals in denübrigenBundesländern.Ichwillnurdaraufverweisen,
dass wir keinerlei Bezirksfürsorgeeinrichtungenhaben ,es fehlt der
Bezirksfürsorgerat,der . BodieMittelfür dieAltersversorgungauf-¬
bringt ,es fehlt undder Strassenausschuss ,der in denanderenLändern
die Mittelfür die Strassenpflegeaufbringt ,es fehlenundSpitäler
undvieles andere .DieFriedensverträgevonSt .GermainundTrianonhaben
und die Städts genommen ,die die entpprechenden Einrichtungen für das

den
Burgenlandgehabthaben .Daherhabenwir unsveranlasstgesehen,
Gemeindeausgleichsfondzuschaffen .WirmüssenauchnochunsereHäupt¬
stadtausbauen.Fürunsist derGemeindeausgleichsfondzumwahrenWier
deraufbaufondgeworden .ZumSchlussmöchteich nochder FreudeAusdruck
geben ,dasses unsererGemeiniemöglichgeworden ,ist ,als Mitgliedin
IhrenReihenzuerscheinen.(Peifall).

St . R.Rummelhardt( Wien)beantragt ,dassin dem2 .Punkt
der Resoluiton die Worte: ,Gemeindenmit 1000und mehrEinwohnern

undanihreStelledieWortesindbereitsgezwungen" ,gestrichen
gesetzt werden sollen „ grössere Gemeinden sind bereits gezwungen“ .

ImSchlawsworterklärt der Referent ,dass er demAntragdes
BürgermeistersPreisin dervorgebrachtenFassungeingentlichmitder
EntschliessungkeinenZusammenhanghat ,weshalber sich nichtdafür
aussprechenkönne . DieVorschlägedesVizebürgermeistersRussmannund
des BürgermeistersSpelitz sind zu begrüssenundhoffentlich gelingtes
der Leitungdes Städtebundeszu erwirken ,dass sie zuVerhandlungen
mit der Regderungrechtzeitigzugezogenwird ,Selbstverständlichkönnen
dannauchdieNotstandsgemeindenunddieGemeinden,in denenBundesbe¬
triebesind ,zudenVerhandlungengeladenwerden. DenAntragdesStadt-¬
rates empfiehltder ReferentzurAnnahme.

BürgermeisterFreiserklärt,dassdieFragederBodenbesteuerung
derartwichsägsei ,dasssie dochin iggendeinerFormin derEntschliese
sung berücksichtigt werdenmuss .

DerReferentschlägtvor ,dassdie GeschäftsleitungdieseFrage
untersuchensoll .

BeiderAbstimmungwirddieResolutioneinstimmigange-¬
nommenDesgleichenderAbänderungsantragdesStadtratesRummelhardt
DieAnträgedesBürgermeistersPreisundRussmannunddieAnregungdes
BürgermeistersSpelitzwerdenzustimmendderGeschäftsleitungzur
weiteren " ehandlungzugewiesen .

St . R.SpeisererstattetdenKassaberichtfürdieJahre1
1923 ,1924undstellt den Antragfür das Jahr 1925denMitgliedsbei¬
traggemeinsammitderoffiziellenFeitschriftdesStädtebundeszube¬
messen .Fürdie PrüfungderKassagebahrungwerdendie GemeindenKrems
undSt .PöltenalsErsatzSalzburgsundKlagenfurtsgewählt.

SekretärHonaystelltdenAntragindieGeschäftsleitung
neunMitgliederderGemeindeWian ,zweivonGraz ,zweivonLinz ,je
einsvonBregenz,Innsbruck;Klagenfurt,SalzburgundWr.Neustadtzu
wählen ,dieStädteBaden ,Krems ,St .Pölten ,Stockerau ,Steyr ,Wels,
Leoben,Villach ,KufsteinundDorhbirnje einMitglied ,sodassder
GrosseAusschussaus28Mitgliedernbesteht ,AufWunschderburgen-¬
ländischenVertreterwurdeauchdemBurgenlandeineVertretungeinge-¬

räumt
InderNachmittagssitzung,dieum3Uhrunterdem

Vorsitzedes BürgermeistersMuchitsch( Graz )eröffnet wurde ,sprachzu¬
erstProfessorDr .TandlerüberdieAufgabenderkommunalenWohlfahrts¬

pflege .
NacheinemRückblicküberdiebisherigeTätigkeitderöffentlichen
WohlfahrtspflegezeichnetederRedneringrossenZügendieTätigkeit
derGemeindeWienaufdiesemGebiete .WeitüberdenRahmendergesetz-¬
lichenVerpflichtunghinausgehendmusses dieAufgabeeinergrossen
Stadt sein ,die Möglichkeit einer emnschenwürdigenExistenz derGene- ¬

rationundderdieserfolgendenkünftigenGenerationenzuschaffen.
GeradediegrosseGeschlossenheitderWienerOrganisationzeitigte
Erfolge ,die keine andere deutsche Stadt erreichen konnte .Derganze

Wohlfakttsapparatist inderHanleineseinzigenVolkebeauftragten
vereinigt ,dieAbgerundstheitbegünstigttrotzderGrössedeszuver-¬
waltendenGebietesdie DurchführungjederMassnahme ,woinanderen
StädtenkompetenzstreitigkeitenSchwierigkeitenschaffen .DasWohlfahrt
amtwidmetsich demLebendes Individuumsvonder Geburtbis überden
Todhinaus .Dis einzelnenTeile des Wohlfahrtsamtes :Jugendamt ,Fürsor¬
geamt ,Gesundheitsamt ,Friedhofsamtsowieder technisch -administrativ
DienstdergesamtenGeschlossenenAnstaltenundeinRechtsbüroarbeite.
rastlosdiesemZielezu .Auchhiersuchenwirsoweitals möglichüber
den Rahmendes Gesetzes hinaus zu gehen ,umso denVerpflichtungen
der öffentlichen Moralgerechtzuwerden.

In einer Reihe von Einzelsbeispielen illustrierte da¬
raufhinProfessorTandlerdieTätigkeitdesWohlfahrtsamtes.Umdem
zukünftigenIndividuumoptimaleLebensbedingungenvorzubereiten,
widmetsich die SchwangerenfürsorgedenMüttern,wobeieineerfreue

liche Zusammenarbeit von privater unstädtischer Seite zuverzeichnen
ist .In ähnlich innigemKontaktwidmensichMutterberatungsstellen
in gleicherWeisedenehelichenundunehelichenKindern.DasJugend¬
amtwidmetsichderFürsorgevomneugebornenKindeüberdasSchul¬
pflichtige Alter hinausbis zu denLehrlingen .DiegrosszügigeOrgani¬
sationist hierinderLageohneUnterschiedalleAltersstufenzu
umfassen.DieserlückenloseFürsorgedienst,denFürsorgerinnenaufden
Klinikenversehen ,ist durchdie sozieleStrukturunsererBevölkerun
VordemKriege warenvon 100 Geburten ,die auf den Klinikenstattfan¬

den75unehelich.NachdemKriegeverschobensichdieseZahlenzu
75ehelichenundnur25unehelichen.
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ungiatnurdieHilfsbedürftggkeitmassgebend.EineMutter,diehderGeburtdessiebentenKindesinihrHeimzurückkehrt,wosechsandereKindersufsiewarten,undfürdieallesieweitersor-¬
genmuss,istsichernichtwenigerhilfsbedürftigalsdieuneheliche
MuttermdiemiteinemKindedenKampfumsDaseinbeginnenmussDie
österreichischeGesetzgebunghatsichindenJahrennachdemKriege
besondersderunehelichenKinderangenommen.DurchdieKinderüber¬
nahmstellepassierenalleKinderbiszum18-Jahre,vondortwerdensieindieVerpflegs-,Unterstützungs-oderBefürsorgeanstaltenabge-¬
geben,SofernessichumeineVeränderungdesMilieushandelt.IstdiesnichtderFall,sokommtdergekürzteWegüberdasBezirksju-¬
gendamtinAnwendung.Aerztliche,pädagogischeFachleutebestimmendasweitereSchicksaldesKindes,Entscheiden,obdasKindineinederAnstaltenabgegebenwerdensolloderzudenElternzurückkomen
kann.EineweitereAufgabederJugendfürsorgeistes,sichdesall-¬

inenGesundheitszustandesanzunehmendurchdieSchulärzteunddie
lfürsorgerinnen.EingehendschildertederRednerschliesslichdieTätigkeitder.SchulzahnklinikenihreerzieherischeArbeitfürdieGesund-getätigktankommt,wesentlicherhöhen.WenndiefrewilligeFür-¬heitdergesamtenBevölkerung,wobeierBilderausihrerTätigkeitzeich-SorgedieöffentlicheFürsorgeergänzt,werdenwirumsoeherdemerhöhten

neteAehnlichesAugenmerkrichtendieSchulärzteaufdieRückgratverkrüm-FürsorgeBedürfnisunsererZeitabhelfen.(Beifall)
gInderallgemeinenFürsorgenimmtjedeGemeindeüberdiegesetzliche

meindeWiennachMöglichkeitaufdemGebietederTuberkulosefürsorge
undinderBekämpfungderGeschlechtskrankheiten.JedeGemeindehateimgroßesInteressedaran,daßauchdieanderenGemeindeneinewirk-¬
lichrationelleBekämpfungderInfektionskrankheitenbetreiben.Das

nichtVerpflichtungsondernAufgabe.Darausbegreiftman,daßsichdieGemeindenfastunterschiedslosbemühenTuberkulose-Beratungs-zuweisensei,förmicheinVergehen,einVerbrechendarstelle.Wir
stellenzuerrichten.DerLaiekannsichdieTätigkeitsolcherBera-¬
tungstellennichtvorstellen,weilerdieKonsequenzennichtzuer-¬
SosiehtmanimmerindenGemändenHeilstättenerrichten,aberkeineschwierigeralsvordemKriegeAberschonvordamKriegshatesals
dasallersghäechteste.AufdemGebietederGeschlechtskrankheitnn
giltdasGleiche,dennesgehörtihreBekämpfungmitzudenAufgabenderkummunalenWohlfahrtspflege.SchließlichgiltdasGleichefürdiedritteVolksseuche,fürdenAlkohol.WirsindimKampfegegendenAlkoholum150JahregegenAmerikazurückunddaistesselbst-¬
verständlich,daßwirinEuropanacheinemKampfvonwenigenJahren
nichtsoweitgekommenseinkönnen,wieAmerika,aberEuropawird
darangehenmüssen,etwasenergischerdenKampgforzuführen.Zuden
AufgabenderGemeindenzähltdieFörderungdieserBewegung.

DerReferentbetontschließlich,daßdiekommunaleFürsorgenichtaufeineGenerationzugeschnittensei.SiegibtdieinnereBefriedigungÖffentlichenVerwaltungenheutevorvielgrößerenAufgabenstehen
einerwohlbegründetenHoffnung,dieFreudedaran,daßschließbichnach
demEiendundUnglückdereigenenGenerationdienächstenGenerationensieht
diesesUnheilnichtindemGrademitmachenwerden.DerMenschinseinenKinderndieVerlängerungseineseigenenLebensundseiner
eigenenExistens.UnddieGemeinden,welchevondiesemGesichtspunkte
ausgehen,hättenallesdaranzusetsen ,dieAufgabendereigenenFür-¬
sorgenichtnurzuerfüllensndernauchzuerweitern.Dennsowenig
dieFürsorgefürdielebendeGenerationdasist,wassiefürdiekommendenGenerationenbedatet,sind
sieleben,alsfürdie ,welcheeinmalfolgenwird,entsprechnndden
klarenGeboteneinerrationellenBevölkerungspolitik .(Beifall)

StadträtinDr.AlmaMotzko(Wien)weistaufdieBerechtigungunddie
BedeutungderfreiwilligenFürsorgenebenderöffentlichenFärsorge
hin.IndenletztenJahrzehntenhatsicheinsarkerZuggeltendge-¬FürsorgeganzindieöffentlicheVerwaltungzumachtdie
überführen.DieseEntwicklunghatvielBerechtigunggehabt,dabisdahinkeineStellederöffentlichenAutoritätbestandenhat,diesichumdieFürsorgeingehörigerWeiseangenommenhätte.DasBestre-¬benderVerstastlichungderKommunalisierungderFürsorgehataber
auchNachteileinsichgehabt.HeuteistauchderStandpunkt,alle
undjedeFürsorgeindieöffentlicheFürsorgeeinzuglisiernüberwunden.
BeideröffentlichenFürsorgestellensichvielfachgawisseSchwer-¬
fäöligkeitendesbürokratischenApparstesein,dieesmitsichbringen,
daßmancheöffentlicheFürsorgeinstituteteuererarbeitenalsfreiwil-¬
lige .DiefreiwilligeFürsorgekannauchleichtennachneuenTypender
Fürsorgesuchenundsiebesserausprobieren..DiefrewilligeFürsorge
hatdahernebenderöffentlichenFürsorgeihreBerechtigung;siekanndieErfolgederöffentlichenFürsorge,aufdieesjabeijederFürsor-¬

DerVorsitzendedanktedanndemReferentenfürseineAusführungen
AlsnächsterRednersprachdenStadtratBreitnerüber„Kommunal-¬

PflichthinausAufgabenaufsich,beispielsweisebetätigtsichdieGe-anleihen“.Erführtefolgendesaus:Esisteineunangenehmeundun-¬dankbareAufgabe,wennmanöffantlichenVerwaltern,diedazunochnach
demKriegegroßeGeådbedürfnissehabenalsFastenpredigererscheint
undihnenEnthaltsamkeitnahelegtundrät ,wennesirgendwienurmöglich
ist ,sichdesSchuldenmachenszuenthalten.EssollnichtderGrundsatz
aufgestelltwerden,daßjedeVerschuldungvonvornehereinvonderHand
müssenunsaberdochvongewissenirrigenAnschauungenbefreienund
genauuntersuchen,wanneineVerschuldungeingegangenwerdenkann.

fassenvermgg.FürdenLaienistdersichtbareErfolgausschlaggebend.DenrichtigenStandpunktzurVerschuldungsfragezufinden,istheute
BeratungsstellenunddasistebenindemKampfgegendieTuberkuloseGrundsatzgegolten,eineVerschuldungnurfürganzbestimmteZweckeeinzugehen.EinDarlehenzurDeckungderlaufendenGebarungaufzu-¬

nehmen,hättejederGemeindeverwaltglattvonderHandgewiesen.
DieMentalitätderMenschenistaberimKriegeundinderNachkriegs-¬
zeitvielfachandersgewordenundeineVerschuldungwirdnichtselten
alseingroßerGlücksfallangesehen.UnsereWirtschaftistarmgewor-¬denundvielesehnensichnachdemZustromausländischenGeldes,derbefruchtendwirkensoll.DieVerschuldungandasAuslandwird

alseinevolkswirtschaftlichnützlicheTatbetrachtet.Wirmüssen
aberdasehrgroßeVorsichtüben.Wirdürfennichtvergessen,daßderKrieggroßeVerwüstungenangeredhtethatunddaßdaherdie
alsvordemKriege.DasistabereinUebergangsstadium;besondere
Vorsichtiss dahernotwendig.AucheinandererUmstandmußunszurVersichtmahnen.Die

EinnahmenderGemeindensindheutenochnichtsicher.WirbrauchennurandenKampfumdieAbgabenteilungdenken,einKampfübrigensdersichnichtnurbeiunsinOesterreichabspielt,sondernauchindenanderenLändern,wiezumBeispielinDeutschland.ImAufbauder
VerwaltungsinddieGemeindendiejenigen,dieamunmittelbarstonmitderBevölkerungimZusammenhangstehenundandiedaherdie
größtenAnforderungenherantreten.ImRahmenundinderHisrarchie

dieGemeindeverwaltungenvielwenigerdafürdieGenerationinwelcherdersteuernehmendenKörperschaftenstehenaberdieGemeindennichtanersterStelle;zuerstkommtderBund,danndieLänderunddann
erstdieGemeinden.DieGemeindenhabeneinenKampfzuführen
gegendieLänderundgegendenBun,umzuihremRechtzukommen.
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inWienhabenjadaeineAusnahmsstellung,aberdas

machtunsnichtblindgegendieSchwierigkeitenderanderenGemein¬
den .Wennwirerkennen,daßdieseAuseinandersetungen ,indenen
wirmittendrinsind ,nochnichtzuEndesind ,somüssenwir
sagen,daßwirunshütenmüssen,Verpflichtungenfüreinelange
Zukunfteinzugehen;solcheVerpglichtungenmüssennatürlicheinge-¬
haltenwerdan .Auchder Aufgabenkreisder Gemeindenist nochnicht
endgültigumgrenzt,geradein derFragederSozialversicherung
werdenwirneueAufgabenübernehmenmussen.Alsonichtnurdie
Einnahmen,sondernauchdieAusgabenstehennichtfest ,wasuns
zurdoppeltenVersichtinderVerschuldungsfragemahnenmuss.

DerReferentkommtdannaufdasWohnungsproblemzusprechen,
dasdiegrößtenLockungenin sichschließtdenAnleihewegzube¬
schreiten .NachdenAnschauungender VorkriegszeitwarendieAus-¬
gabenfürdenWohnungsbauamehestengeeignet,fürsieeinAnlehen
aufzunehmen.AufdiesemGebieteist abereingroßerWandeleinge-¬
treten .Heutebesteht nicht die Möglichkeit ,aus demWohnbaudie
Verzinsungfür dasaufgwendeteKapitalzuholen .DasGesetzgibt
wohldie Möglichkeit,in NeubauteneinenMietzinsrachfreiem
Ermesseneinzuheben ,in Uebereinstimmungmit denKostenundder
Verzinsung.AberalleGemeindeverwaltungensindsichdessenBe-¬
wusst ,daßeinsolcherZinsniemalsverlangtwerdenkann .Damit
wirdder WonnungbauzueineranderenSache ,als er vordemKriege
war .ErhataufgehörteineprofluktiveInlageimSinneeiner
Anleihezu sein . .DerWohnungsbauist nützlich ,er ist notwendig
aberer kannnichtimWegedesSchuldenmachensdurchgeführtwerden.

Es erweist sich als notwendig ,daß die Mieter ,die eineUnterkunft
haben,unddenenderMieterschutzdieUnterkunftaußerordentlich
verbilligthat ,nichtnurdafüraufzukommenhaben,daßdasHaus,
in demsie Wohnen,instandgehaltenwird ,sonderndaßsieauch
dafüraufzukommenhaben ,daßWohnungengebautwerden,fürdie ,
die beiderGeltungdesMieterschutzesnochkeinObdachhaben.
Dasist etwas ,wassichindenGedankengängenderMenschenerst
vollkommendurchsetzenmuß .Eskannwohlin Oesterreicheine
oder die andereGemeimdegaben ,die in derrgkücklichenLageist ,
daßsich für sie dasWohnungsproblemvonJahr zu Jahrerneuert .
In einemsolchenFalle kannder Wohnungsbauvielleichtauf
den Anleihewegverwiesenwerden .Wennaber das Wohnungsproblemein
dauerndesist ,wasbei denallermeistenGameindender Fallist ,
kann die Lösungdes Wohnungsbauesnicht auf demAnleiheweggefunden
werden .Die Lösungläßt sich nur finden ,wie ich sieange-¬
deutethabe

AberauchbeianderenAnfgabeneinerGemeindeverwaltung
müssenwirdfürdieBezeichnung„produkti “einenstrengeren
Maßstabanlegen ,als vor demKriege .Ich verweise hier narauf
die Stromversorgungin den verschiedenenGemeinden .Manwirdin
jedemeinzelnen Falle ,genauabzuwägenhaben ,ob mandieAusgaben
für solcheZweckeauf denAnleihewegverweisenoderob mandie
Ausgaben nicht durch Steuermaßnahmenoder eine sonstige einmalige

Kraftanstrengangaufbringensoll .
Sthließlich ist aber besondereVorsichtauchnochnotwendig.

weildie Verzinsungfür Anleihenheuteganzungeheurlichverschie-¬
denist vonder Verzinsungin der Vorkriegszeit :EineVerzinsung
von12Prezentwärevor demKriegejedemals etwasganzungeheuer-¬
liches erschiehen .Heutefinden wir eine solcheVerzinsung
schenals niedrig .Die Entwicklungder Zinssätze ist ineiner

Richtungnachabwärtsbegriffen ,abereineRückkehrzuden

ZinsverhältnissenderVorkriegszeitist in absehbarerZeitnicht
zu erwarten .Wirwerdenuns wohlauf sehr lange Zeit hinausdamit
vertraut machenmüssen ,daßimallgemeinenmit dendoppeltenZins-¬
sätzengerechnetwerdnmu- ß,als vordemKriege.

DerRednerbesprichtdanndieBemühungenAuslandsdarlehen,
insbesondere zu dem billigen Zinssatz in Amerikaaufzunehmen .

Abundzumages gelingen ,einesolcheAnleihezubekommen .In
Oesterreichist bisher in einemFalle ,wennmaneinigeAn- ¬
leihen für Elektrifizierzierungsarbeitendazunimmt ,ineinigen
Fällengelungen,VerhandlungenübersolcheAuslandsdarlehenzum
Abschluß zu bringen .Dem stehen aber Dutzende und hunderte von

erfolglosenAnleihebemühungengegenüber,dieeineSchädigungOester-¬
reichs bedeuten .Dennist beim Staate nicht anders ,als wenneinUn¬

ternehmervonTürzuTürumeinenKreditbettelngingeundüberall
abgewiesenwürde.SeinKreditwürdedannnurerschüttertwerden.Die
BestrebungenvonkleinerenundmittlerenGemeindenDarlehenvonzwei ,
füngoderzehnMilliardenzubekommen ,sindin ihrer völligenAus-¬
Sichtslosigkeitzu erkennen ,wennmandenBetragin die Währungdes
Landes ,wodas Darlehenaufgenommenwerdensoll ,umrechnet.
Esist nichtAugabedesStädtetages ,die Mitgliedsgemeindenzuver¬
warnenåderihnenzuraten ,sichvonAnleiheverhandlungenzurückzu¬
ziehen oder auch in einer Resolution Richtlinien über Anleihennie - ¬

derzulagenAberin dieseminternenKreisderStädteverwaltermußzum
Ausdruckgebrachtwerden ,daßdasAnleiheproblemzu dengrößtenund
schwierigstenProblemengehört .DieMaßstäbevonderVorkriegszeit
könnennichtschematischaufdiegegenwärtigenVerhältnisse
angewendetwerden.EheeineAnleiheaufgenommenwird ,müssenalle
Umständegenaugeprüft werdenundesmuß gefragtwerden,unpopuläreobes nichtbesserist ,selbstmanche MaßnahmeinForm
vonTarifenzutreffen ,als denKonsumentenmiteinerlangdauerndenhohenVerinsungzubelasten .Esmußauchgefragtwerden ,ob
esmanchmalimIntersssederAufrechterhaltungderAutonemienicht
besserist ,Investitionenzurückzustellen,umeinegünstigereZeit
einerVerschuldungabzuwarten

DerReferentweistdanndaraufhin ,daßes schonvordem
Kriege förmlich ein ungeschriebenesGesetz war ,denSchuldendienst
einerGemeindenichtüberzehnoder15PsozentdesBudgetshinaus-¬
steigenzulassen ,weil das dann schon das Gefühlhervorgerufen
hat ,auf unsichermBodenzu stehen .Der Versucheineröffentlichen

wäreVerwaltung ,sich dem Schuldendienst zu entziehen ,schon vor dem
Kriege ein großes Ereignis gewesen .Mit ist auch kein einziges
BeispielausOesterreichgegenwärtig .HeuteaberwäredieTatsache,
daßeineöffentlicheVerwaltungdemSchuldendienstnichtnachkommt
noch viel bedenklicher und gefährlicher .Sie würde sofort verallge - ¬
meinertwerdenunddenKredit des ganzenStaates ,der ganzenIndustrie

der
und erwerbstätigenBevölkerungerschüttern ,weilihrKredit
mit jedemZusammenbrucheiner einzelnenGemeindeidentifiziert würde.
(LebhafterBeifall)-¬

Vorsitzender BürgermeisterPreis verweist darauf ,dasses
trotz unseres hohen Zinsfusses schwer sei Auslandkredite zuerlangen .

Derreelle Geldgebersagtsich nicht mitUnrecht ; eskanninOesterreich
keinerichtigeWirtschaftsein ,wennderarzigeZinsverhältnissebastehene
KeineWirtschaftwirdesaufdieDauervertragen,solchePerzentsätze
demVerleiher zu zahlen .Es besteht heute das selbe Verhältnis wieim

Frieden ,dass mandie billigen Anleihepapiere dann gekauft hat ,wenn
sie mässige Zinsen zahlten und dass man bei hochverzinslichen Papieren
auch im Frieden sehr misstrauisch gewesenist .Daher ist es soschwie¬

rig AuslandkreditefürOesterreichzuerlangen
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DasReferatwirdhisraufzurKenntnisgenommen.

BürgermeisterMuchitsch(Graz)erstattetnuneinBeferat
EinschränkungvonBauverbotenüber Rednerstellt

eenenGesstzentwurfauszuarbeitenundimNationalrateeinbringenzulas¬
senedurchdendasaufGrundeinesHofkriagsrats-Reskriptsvom17 .Augus
1840verfügteBauverbotfürdassogenannteäussereLazaretfeldinGraz
aufgehobenunddieBundesverwaltungverpflichtetwird ,diestaatlichen
Pulver-undMunitionsmagazinesozuverlegen,dassdieEntwicklungger
schlossenerSiedlungennichtgehindertwirdundeineGefahrfürdieBe-¬
völkerungnichtentsteht .

BeiderAbstimmungwirdderAntragangenommen

Inge.Pichler(Klagenfurt)würdigtdasüberauswichtigePro-¬
Bedeutungfür dieStädtebhömdesFlugverkehresundseine

ErbeantgtfolgendeEntschliessung:ImHinblickeaufdieBemühungenvie
lerStädteimInteressedesFlugvarkehrsunddieOpfer,diesiedafür
gebrachthaben,kanngesagtwerden,dassdieStädteaufdiesemGebiet
dieInitiativeergriffenhaben,NachderMeinungderheutigenStädts-¬
bundtagungkannesabernichtPflichtderStädtesein,dassösterrei¬
chischeFlugverkehrsproblementgültigzulösen,sonderndieswirdeinederwichtigstenAufgabendesBundessein .AufdreierleiWesekönnte
derHundmitdieserAufgabegeginnens1 .Indemerliebestehenden,demBundegehörigen
FlugplätzeundHangarsdenaufdiesemGebietetätigenGemeindenkos¬
tenlosfürdenFlugbetriebüberlässt.2 .DurcheinemöglichatausgiebigeNützungder
FlugplätzefürdenPostverkehrundErledigtestaatlicheLehrstelleninInnsbruckwerdenderGemeindezur
Lastfallen,dieVerstaatlichungderverschiedenenLehranstaltenlässt
nochimmeraufsichwwarten,derBundgibtnichteinmal' 7Prozent
gegenüber15ProzentfürdieStrassenerhaltungalsZuschuss,AehnlichliegtesbeidenWasserpreisen ,woderBundfürdenWasserverbrauchin
staatlichenGebäudenheutenoch6000PapierkronenproJahrzahlt.AzfdieseMisständewolle RednerdieAufmerksamkeitdesStädte-¬
bundeslenken.3durchSubventionen.DerStädtebundhofft,,lassdieBundesregierungbaldigst
ihrAugenmerkaufdiesesneuewichtigeFoblemrichtet,damitnicht
TeutschösterreichinGefahrlaufe,aufdiesemGebietegegenüberallen

andereneuropäischenStaatenempfindlichimRückstandzubleiben.
BeiderAbstimmungwirdderAntragangenommen.SteR.LandtagsabgeordneterDr.Pembaur(Innabruck)

wendetsichgegenUnklarheitenbeiderAbgabenteilungundschildert
wiesichderBundvielfachVerpflichtigungenantzieht.

DerStädtetagnimmtdieseEntschliessungzurKenntnis.
BürgermeisterSeitzerklärt,dassnunmehrdieTagesordnungerledigt

ist . Eshatsichabermalsgezeigt ,dassderStädtetagallmählichzueinem
städtischenParlamentimbestenSinnedesWorteswird,zueinerwichtigen
InteressenvertretungderStädte,dienachdemKriegshättegeschaffenwer-¬
den,wennsienochnichtbestandenhätte.AllerdingseinBarlamentungleich

anderen,dennhierwerdenfastalleBeschlüsseeinstimmiggefasst,onneUn¬
terschiedderParteifindensichallezustrengersachlicherArbeitansam¬en

men.UmsomehrhabendieBeschlüsseAnspruchaufBeachtung.EinkleinenAus-¬
essen8schnittausdem/ArbeitsfeldderStädtevertretungen:zeigtschondasReferat

folgendenAntrag:DieGeschäftsleitungdesStädtsbundeswardersucht,ProfessorTandlers,ausdemhervorgeht,wieungeheuerumfangreichdieAüfgs-¬benderGemeindensind .TrotzdemmüssensichdieStäadtvertretungenvonden
GrundsätzenweiseraberstrengerSparsamkeitleitenlassen .ImMittelpunkt
derTagungstanddaherdieFinanzfrage.NacheineraltenpolitischenFagel
sindöffentlicheKörperschaftennurdannsparsam,wennsie ihreAusgab
undihre Einnahmenvor denWählernverantwortenmüssen .DeshalbPaben
auchdieStädteimmerihrssigeneSteuerhoheitgeha. ' .DieSteuernderBürge
einheben,in einerSentralstellesammelnundsie dannnacheinemmechanische
SchlüsselwiederandieGemeindenzurückführen,istunphsychologisch
undvolkawirfschaftlichschädlich .EsgibtkeinenAreopag,dergerechtnach
denBedürfnissjedereinzelnenStadtdieSteuernaufteilenkönnte.Mankann
alsonureinenmechanischenSchlüsselanwenden,deroftdemeinenmehr,dem
anderenwenigergibt ,als er in dembetreffenden .Jahrbedarf .Dasschwerste
Uebelist allerdingsdieBeunruhigungderVerwaltungdurchdieimmerwie¬
derkehrendeAenderungenin derSummederaufzuteilendenBeträgeunddem
Schlüssel .Wennjetzt abermalseine AenderungdesAbgabenteilungsgesetzes
gemachtwerdensoll ,ergibtsich ,dassimMainochkeineStadtweiss,wassie
fürdaszweitsHalbjahranMittelnerhaltenwird.UntersblchenUmständen
mussauchdiegeordnesteVerwaltunginUnordnunggeraten.Esmusssicheine
gewisseMüdigkeit/eineNachlässigkeiteinstellen .Wernichtauseigener
Kraft schöpfenkann ,sondernvonSustentationen lebt ,wird niemalssparsam .

wirtschaften(Zustimmung)DeshalblenkenwirdiebesondereAufmerksamkeitdes
Parhamentesauf die Forderungendes Städtstages über das Abgabengesetzund
hoffen ,dass diesenForderungenentsprochenwird ,dess die ertreteraller
politischenParteienin diesemSinnewirkenunddie Städtevordemgänzli¬
chenRuinbewahren.Oesterreichist einArbeitsstaat.Wennunlängstimfrem¬
demLandgesagtwurde ,wirsollenautarktwerden,vondenResourcenunserer
BergeundunseresBodensleben,soheisstdasnichtsanderssalsdiesechs¬
einhalbMillionenOesterreicherdezimieren,zurAuswanderungundzumVerhun¬

gernzwingen.Oesterreichkannnurals ArbeitsstaatimregenVörkehrmitder
Weltbestehen.UnserewichtigsteAufgabe,zudervorallemdieStädteverwaltus
genberufensind ,ist dieRegenerationderArbeitsknft.Dazubedarfesder
notwendigenMittelunddieGeschäftsleitungwirddengeeignetenAugenblick
wahrnehmenumin VerhandlungenmitderRegierungdengefasstenBeschlüssen
Geltungzuverschaffen.(LebhafterBeifall)

BürgermeisterSeitzdanktnundenDelegiertenfürdiestrengeund
sachlichArbeitundhofft ,dassauchdiekünftigenStädtetagevondemGedan-¬
kenderSolidaritätundInteressengemeinschaftgetragenwerden.

HieraufwirddieTagungnachsechstündigerDauergeschlossen .
ee

SitzungenimRathaus:InderkommendenWochehältderStadtsenat
amDienstagvormittageineSitzungab .DerWienerLandtag,wirdam
Freitag ,um5Uhrnachmittags,dieGesetzesvorlagenüberdieErmässi¬
gungderFremdenzimmarabgabewährendderMonateMaibiseinschliesslich
August,dieAenderungderKonßessionsabgabeundeinigekleinereVor-¬
lagenberateneAndieseSitzungdesWienerLandtageswirdsicheine
GeschäftssitzungdesGemeinderatesanschliessen.
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